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KURZ KOMMENTIERT
Arbeitsmarkt

Initiative des DGB

Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit seit nunmehr 
fast drei Jahren hat zu einer intensiven arbeits­
marktpolitischen Debatte geführt. Sie wurde um 
so intensiver, je  deutlicher sich herausschälte, daß 
die wirtschaftliche Erholung die Zahl der Arbeits­
losen in nur unzureichendem Maße zu reduzieren 
vermag. Dieser Tatbestand droht, wie verschie­
dene in der letzten Zeit veröffentlichte Progno­
sen zeigen, noch auf Jahre hinaus ein gravieren­
des Problem zu bleiben.
Die umfangreichste arbeitsmarktpolitische Forde­
rung hat kürzlich der DGB vorgetragen: die Schaf­
fung von 600 000 neuen Arbeitsplätzen, und zwar 
zu einem überwiegenden Teil durch zusätzliche 
Einstellungen im öffentlichen Dienst. Um einen 
derartigen Beschäftigungseffekt zu erzielen, seien 
unter Einsatz eines „trad itione llen“ Auftragspro­
gramms 24 Mrd. DM erforderlich. Durch unm ittel­
bare Schaffung neuer Arbeitsplätze hingegen 
lasse sich dieser Effekt mit 14,5 Mrd. DM errei­
chen. Damit aber werde den haushaltspolitischen 
und inflationären Bedenken gegen zusätzliche 
Staatsausgaben hinreichend Rechnung getragen.

Der Überlegung, die diesem Vorschlag zugrunde 
liegt, kann man kaum die Zustimmung versagen. 
Wenn die konventionelle Nachfragesteuerung als 
Instrument zu einem zügigen Abbau der Arbeits­
losigkeit ausscheidet, wie gegenwärtig insbeson­
dere wegen der Inflationsrisiken allgemein ange­
nommen wird, eine hohe Arbeitslosigkeit aber 
nicht tolerabel ist, so sind verstärkte arbeitsmarkt­
politische Maßnahmen in der Tat erforderlich. Der 
öffentliche Dienst scheint fü r zusätzliche Einstel­
lungen auch besonders prädestiniert. Bedenken 
müssen sich aber von vornherein gegen eine 
starke Ausweitung der Zahl der öffentlich Bedien­
steten mit unbefristeten Verträgen richten. Hier­
durch könnte nämlich die Relation von Arbeitneh­
mern im öffentlichen und privaten Sektor auf 
einem Niveau zementiert werden, das auf lange 
Sicht unter Wachstumsaspekten unerwünscht er­
scheint. gw

Steuern

Senkung als Wahlgeschenk

M it seiner Ankündigung, die Lohn- und Einkom­
mensteuer zu senken, als Termin aber erst 1980 
anzugeben, versucht Finanzminister Apel zweier­
lei zu erreichen: Zum einen lehnt er die von den 
Unionsparteien geforderten populären kurzfristi­

gen Steuersenkungen ab, weil sie die Finanzie­
rung von Maßnahmen zur Investitionsbelebung 
und den Abbau der öffentlichen Defizite gefähr­
den würden, um die sich die Opposition nicht zu 
kümmern braucht. Zum anderen möchte er aber 
gleichzeitig einen Wählerbonus bei der kommen­
den Serie von Landtagswahlen für eine erst zur 
Bundestagswahl in Aussicht gestellte Verminde­
rung der Steuerlast erlangen.

Einigkeit herrscht gegenwärtig allgemein darüber, 
die auch im Bereich der Durchschnittseinkommen 
zunehmend progressive Steuerbelastung abzu­
bauen: Nach Berechnungen der CDU-Sozlalaus- 
schüsse wird sich in diesem Jahr die Steuerlast 
um ca. 21 %  erhöhen, während die Löhne nur um 
knapp 7 %  steigen. Zum Abbau derartiger infla­
tionsbedingter, progressiv steigender Steuer­
lasten gibt es zwei Möglichkeiten — abgesehen 
von der Inflationsbekämpfung selbst: entweder 
fallweise wiederkehrende Erhöhungen der Freibe­
träge und/oder Senkungen der Steuersätze oder 
aber ein System kontinuierlicher Anpassung der 
Freibeträge an die Inflationsrate (Indexierung). 
Dabei wäre eine Indexierung sicher die sauberere 
Lösung. Dennoch steht bei allen Beteiligten nur 
die erste Alternative zur Diskussion, denn sie hat 
für die jeweilige Regierung den Vorteil, Steuer­
senkungen rechtzeitig zu Wahlterminen quasi als 
Steuergeschenk präsentieren zu können. Der je ­
weilige Finanzminister sollte dann aber nicht 
überrascht sein, wenn der Wahl- und Steuerbür­
ger von ihm selbst vorfinanzierte Wahlgeschenke 
nicht entsprechend honoriert. sf

Währungspolitik

Talfahrt des Dollar

M it dem jüngsten Kurssturz des Dollar bis unter 
2,25 DM wurde sein bis dahin historischer Tiefst­
stand durchbrochen. Binnen weniger Wochen war 
der DM-Kurs des Dollar um ca. 4 %  gefallen.

Schon seit längerem hatte der US-Finanzminister 
Blumenthal für einen Anstieg starker Währungen, 
insbesondere der D-Mark und des Yen, plädiert, 
da eine Höherbewertung dieser Währungen für 
die defizitären europäischen Industrieländer und 
für die Entwicklungsländer eine Hilfe bei der Be­
seitigung ihrer Außenhandelsdefizite sei und da­
mit gleichzeitig ein Beitrag zur Belebung der 
Weltkonjunktur geleistet würde. In diesem Zu­
sammenhang sei auch der Beitrag durch das ame­
rikanische Außenhandelsdefizit nur zu loben.

Diese Defizit-Philosophie ist aber recht umstrit­
ten, was sich nicht zuletzt auch in der Kontroverse
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zwischen amerikanischer Notenbank und Finanz­
ministerium zeigt. Die Gegner der Blumenthal- 
Strategie weisen zu Recht darauf hin, daß das 
wachsende amerikanische Defizit weitgehend auf 
die zunehmenden Ölimporte der USA — vornehm­
lich zur Reservenaufstockung — zurückzuführen 
ist. Anstatt eines weiteren Anwachsens der Defi­
zite sei daher sowohl im Interesse der USA selbst 
als auch der Weltwirtschaft das Gegenteil gebo­
ten, nämlich eine Verringerung der Defizite durch 
eine entsprechende Energiepolitik und vermin­
derte Ölimporte.
Dem ist nur zuzustimmen. Denn ein hierdurch ab­
gebautes Außenhandelsdefizit würde zum einen 
den Druck auf die ö lp re ise  zugunsten aller ö l­
importierenden Staaten erheblich reduzieren. Zum 
anderen wären die so verminderten OPEC-Über- 
schüsse ein willkommener Beitrag zur Erreichung 
der von allen Staaten angestrebten internationa­
len Zahlungsbilanzgleichgewichte. us

Großbritannien

Amoklauf der Löhne?

D ie  britische W irtschaftspolitik war schon häufig 
auf erfolgversprechendem Kurs, wurde aber fast 
immer vor dem Ziel „abgefangen“ . Dasselbe 
Schicksal droht ihr gegenwärtig. Mit dem Schei­
tern der Bemühungen um eine Verlängerung der 
Im vergangenen Monat ausgelaufenen Phase II 
der Einkommenspolitik vergrößert sich die Gefahr, 
daß die erzielten Fortschritte bei der Dämpfung 
des Lohnauftriebs, dem Kern der Stabilisierungs­
strategie, rasch wieder zunichte gemacht werden. 
Bisher werden die Aussichten fü r die weitere w irt­
schaftliche Entwicklung aber auf kurze Sicht kaum 
pessimistischer als zuvor eingeschätzt. Selbst die 
extremen Lohnforderungen einzelner Gewerk­
schaftsverbände, die bei den Bergarbeitern In 
dem Verlangen nach einer annähernden Verdop­
pelung der Bezüge gipfeln, werden nicht ganz 
ernst genommen. Der Devisenkurs des Pfundes 
jedenfalls, der Stimmungsänderungen in der Ver­
gangenheit seismographlsch genau erfaßte, zeigte 
keine Reaktion.
In der Tat lassen sich gewichtige Argumente dafür 
anführen, daß die Lohn- und Preisentwicklung 
zumindest fürs erste nicht „vö llig  aus den Fugen“ 
gerät. Hierzu zählt insbesondere die angekündigte 
Beibehaltung von einjährigen Laufzeiten fü r Lohn­
abschlüsse. Diese laufen deshalb fü r die größten 
Arbeitnehmergruppen überwiegend erst nach der 
Jahreswende aus, in einer Zeit also, bis zu der 
sich der Auftrieb der Verbraucherpreise von ge­
genwärtig knapp 18%  im Vorjahrsvergleich spür­
bar abschwächen dürfte. Zudem w ird die Regie­
rung weiter versuchen, die Lohnforderungen durch 
steuerliche Entlastungen zu mäßigen. Schließlich

dürfte auch die hohe und noch steigende Arbeit: 
losigkeit ein Hemmnis für die Durchsetzung e: 
zessiver Lohnforderungen darstellen. A llerding 
die Existenz guter Gründe fü r eine solide Entwicl 
lung war in der Vergangenheit in Großbritannie 
selten Anlaß genug, das hierfür erforderliche Ve 
halten auch herbeizuführen. \

EG-Präferenzsystem

Bescheidene Offerte

M it  ihrem Vorschlag zum Allgemeinen Zollprä f 
renzsystem fü r das Jahr 1978 hat die EG-Kommi 
sion keinen Sprung nach vorn gemacht. Die Ei 
fuhren zu Vorzugsbedingungen aus Entwicklung 
ländern dürfen im nächsten Jahr um bescheider 
2 ,5%  zunehmen und könnten auf 5,1 Mrd. DM a 
wachsen, wenn die Entwicklungsländer die Ei 
fuhrmöglichkeiten voll ausschöpfen. Verbessern 
gen gegenüber dem gegenwärtigen Präferen 
system bringt der Kommissionsvorschlag nur 
wenigen Bereichen. Immerhin können die Er 
w icklungsländer durch die Vermehrung senslbl 
Waren mit Gemeinschaftsreserven von sechs a 
zwölf Positionen auf eine bessere Ausnutzung d 
Gemeinschaftskontingente hoffen. Im Agrarb 
reich sollen elf neue Produkte präferenziert ei 
geführt werden können. Begrüßenswert ist au< 
der Vorschlag, die ärmsten Entwlcklungsländ 
von der Plafondregelung bei quasi- und nicht-se 
siblen Waren auszunehmen, denn hierdurch wi 
ein Beitrag zur notwendigen Differenzierung d 
Lieferländer nach Ihrem Entwicklungsstand g 
leistet.

Die Gründe für die relativ magere Offerte der E< 
Kommission liegen auf der Hand. Angesichts d 
augenblicklichen konjunkturellen Verfassung d 
Gemeinschaft sah die Kommission wohl keil 
Aussichten, den Ratsmitgliedern substantielle V< 
besserungen des Präferenzsystems abzuringe 
Die immer noch hohen Arbeitslosenzahlen hab 
in einigen EG-Staaten außerdem zu wachsende 
Mißtrauen und Widerstand gegenüber der lästig 
Importkonkurrenz aus Entwicklungsländern c 
führt, die besonders die strukturschwachen Brs 
chen trifft. Aus dieser Richtung kommen de 
auch die massivsten Forderungen nach protekt 
nistischer Gegenwehr; jüngstes Beispiel ist c 
französische Textilindustrie. Die Kommission ar 
zipierte wohl solche Widerstände, als sie vi 
schlug, in einigen empfindlichen Bereichen c 
Einfuhrhöchstgrenzen zunächst einmal einzufr 
ren. Es bleibt bei dieser Entwicklung nur zu h' 
fen, daß das Allgemeine Zollpräferenzsystem 
Zukunft nicht noch stärker unter den Einfluß c 
internen Konjunktur- und Strukturprobleme c 
Gemeinschaft gerät.
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